
18, Nov, I960

Für das Nachschlagewerk! 
Für  d ie  Fachpresse !
Für d ie  am t l ich e  Sammlung!

j a
ja
n e in

G ese tz :  T ruppenver t rag  A r t .  44; KSchG § 1

L e i t s ä t z e :

1) Die G e r ich te  f ü r  A rb e i t s s a c h e n  können p rü fe n ,  ob e ine  
einem A n g e s t e l l t e n  der  a l l i i e r t e n  S t r e i t k r ä f t e  gegen­
über  ausgesprochene Kündigung aus S ic h e rh e i t s g rü n d e n

v e r t r a g  vorgesehene gem isch te  Kommission t ä t i g  geworden 
i s t  o

2) A r t .  44 Abs. 7 T ru p p en v e r t rag  e n t b in d e t  d i e  a l l i i e r t e n  
S t r e i t k r ä f t e  n i c h t . v o n  der  P f l i c h t ,  b e i  Kündigungen d ie  
deu tschen  K ü n d ig u n g ssc h u tz v o r sc h r i f te n  e i n z u h a l t e n .

3) Ein B e feh l  der  V o rg ese tz ten  D i e n s t s t e l l e  de r  a l l i i e r t e n  
S t r e i t k r ä f t e ,  d e r  d i e .Kündigung e in e s  A n g e s t e l l t e n  vor-, 
s c h r e i b t ,  i s t  a l l e i n  noch k e in  d r ingendes  B e t r i e b s e r ­
f o r d e r n i s  im Sinne des § 1 Abs. 2 KSchG.

4) Beruht  jedoch  e in  s o l c h e r  B e feh l  auf  w ich t ig en  sach ­
l i c h e n  Erwägungen, so s t e l l t  e r  e inen  au s re ichenden  
Grund f ü r  e ine  b e t r i e b s b e d i n g t e  Kündigung dar .

g e r e c h t f e r t i g t  i s t ,  f a l l s  n i c h t  d i e  in  A r t .  44Truppen-

A ktenze ichen :  1 AZR 70/58
U r t e i l  des BAG vom 18. November I960 LAG F ra n k fu r t  am Main

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1_AZR_ 70/58

Verkündet Frankfur MalIm Namen des Volkes!
am l8. November i960 
gez. Henkelmann,
Angestellteals Urkundsbearnter
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 18. November i960 durch 
den Präsidenten Professor Dr. Nipperdey, die Bundesrichter 
Dr. Schröder und Wichmann sowie die Bundesarbeitsrichter 
Dr. Dr. Matthias und Hüsing für Recht erkannt!

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile 
des Landesarbeitsgerichts Frankfort am Main, vom 
19.November 1957 - IV LA 410/57 - und des Arbeits­
gerichts Wiesbaden vom 2. Oktober 1957 - 5 A 188/57 - 
aufgehoben.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger.
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Tatbestand;
Der Kläger, der die persönlichen Voraussetzungen des 

Kündigungsschutzgesetzes erfüllt, war seit dem Jahre 1947 
bei den amerikanischen Streitkräften beschäftigt. Er 
gehörte einer Dienststelle an, die "I polizei" ge­
nannt wurde und im Rahmen der amerikanischen Luftwaffe 
mit Bewachungsauf gaben betraut war. Seine Arbeitsbedingungen 
richteten sich nach dem Tarifvertrag vom 28. Januar 1955 
für die Angestellten und Lohnempfänger bei den Stationie­
rungsstreitkräften (TV AL). Er wurde als Angestellter be­
handelt und nach Anhang C dieses Tarifvertrages vergütet.

Am 3- Juli 1957 wurde dem Kläger fristgemäß gekündigt.
Zur Begründung für diese Kündigung bezogen sich die Streit­
kräfte auf die Notwendigkeit, PersonaleinschrMnkungen durch­
zuführen. Gleichzeitig boten sie dem Kläger an, im Rahmen 
einer Dienstgruppe weiter tätig zu werden. Diese Dienet- 
gruppe sollte die bisher von der I polizei ver­
sehenen Wachaufgaben übernehmen. Der Kläger, der nicht 
bereit war, auf diese Bedingungen einzugehen, erhob gegen 
die Kündigung am 5* Juli 1957 Klage, mit der er beantragte 
festzusteXLen, daß die Kündigung unwirksam sei und sein Dienst­
verhältnis zu den Streitkräften nicht aufgelöst habe.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Arbeitsge­
richt und Landesarbeitsgericht^aben dem Klageantrag ent­
sprochen. Die Revision ist zugelassen worden. Mit ihr ver­
folgt die Beklagte ihr Ziel auf Klageabweisung weiter, 
während der Kläger um Zurückweisung der Revision bittet.

Ent sc hei dungsgr und e
1. Das Landesarbeitsgericht hat die Präge nicht geprüft, 
ob zur Entscheidung über die dem Kläger gegenüber ausge­
sprochene Kündigung nach Art. 44 Abs. 8 in Verbindung mit 
Abs. 10 des Truppenvertrages eine ausschließliche Zustän­
digkeit der dort vorgesehenen gemischten Kommission gegeben 
ist. In Satz 3 des Art. 44 Abs. 8 ist bestimmt, daß in 
Rechtsstreitigkeiten wegen Kündigungen aus Sicherheitsgrün­
den auf Antrag der hierfür bestimmten Behörden der Streit­
kräfte eine gemischte Kommission mit birSbnder Wirkung 
für die deutschen Arbeitsgerichte über die Frage entschei-
- 5 -
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det, ob die Kündigung als fristlose oder fristgemäße ge­
rechtfertigt ist. Die Beklagte hat sich für die Kündigung 
u.a. auch auf Sicherheitsgründe berufen.

Es kann dahingestellt bleiben* ob die von Pretzschj- 
Schalkhäuser-Rechenberg, Das Recht der Arbeitnehmer bei 
den Streitkräften* 1955* S. 29 vertretene Auffassung zu­
trifft, daß die in Art. 44 Abs. 8 des Truppenvertrages vor­
gesehene gemischte Kommission nur in den Fällen tätig wer­
den kann* in denen es sich um fristlose Kündigungen handelt. 
Selbst wenn diese Ansicht als zu eng abzulehnen sein vmrde* 
ist die in Art. 44 Abs. 8 des Truppenvertrages begründete, 
Zuständigkeit der gemischten Kommission keine ausschließ­
liche. Vielmehr entscheidet die gemischte Kommission nur 
auf Antrag der hierfür bestimmten Behörden der Streit­
kräfte. Ein solcher Antrag ist hier nicht gestellt worden.

Daß ein solcher Antrag nicht gestellt worden ist und 
deshalb die gemischte Kommission nicht tätig werden konnte 
(Infolge Fristablaufs aber auch nicht mehr tätig werden 
kann)* hat jedoch nicht zur Folge* daß etwa schon deshalb 
die Kündigung unwirksam wäre. Vielmehr ist der Auffassung 
von Beitzke_, AP Nr. 15 zu Art. 44 Truppenvertrag* beizu­
pflichten* daß die Unterlassung der Stellung eines solchen 
Antrags auf das vor den deutschen Arbeitsgerichten schwe­
bende Verfahren weder materiell-rechtliche noch prozeß­
rechtliche Bedeutung hat. Das bedeutet* daß dann* wenn ein 
solcher Antrag nicht gestellt worden ist* die deutschen 
Gerichte unbeschränkt nachprüfen können* ob die jeweilige 
Kündigung gerechtfertigt ist oder nicht.

Dabei sind die deutschen Gerichte auch befugt* über das 
Vorliegen von Sicherheitsgründen zu entscheiden* soweit 
diese für die jeweilige Kündigung eine Rolle spielen.
Die Befugnis* hierüber zu entscheiden, wäre ihnen nur dann 
genommen, wenn die gemisch&te Kommission angerufen worden 
wäre und eine solche Entscheidung gefällt haben würde; 
denn diese wäre für die deutschen Gerichte bindend. Liegt 
aber eine Entscheidung der gemischten Kommission nicht 
vor* weil eben der in Art. 44 Abs. 8 Satz 5 und 4 des 
Truppenvertrages erwähnte Antrag nicht gestellt worden ist* 
so greift in vollem Umfange Art. 44 Abs. 8 Satz 2 ein.
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Danach unterliegen die Ansprüche der deutschen Arbeitnehmer 
bei den Streitkräften aus der Beschäftigung bei diesen der 
deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit«

Damit gilt für diese Ansprüche grundsätzlich - von be­
sonderen Ausnahmen z«B» betriebsverfassungsrechtlicher Art 
abgesehen - auch das materielle deutsche Arbeitsreeht, also 
auch das Kündigungsschutzgesetz und andere deutsche arbeits­
rechtliche Schutzvorschriften (vgl. dazu Abs» 3 aaO) .
2« Da der Kläger unstreitig die persönlichen Voraus­
setzungen des Kündigungsschutzgesetzes erfüllt, ist die 
Frage der Wirksamkeit der ihm gegenüber ausgesprochenen 
Kündigung nach § 1 KSchG zu beurteilen. Es kommt deshalb 
darauf an, ob nach der vorgenannten Vorschrift die Kündi­
gung sozial gerechtfertigt, insbesondere betriebsbedingt 
und deshalb wirksam ist oder nicht«. Hiervon ist auch zu­
treffend das Landesarbeitsgericht ausgegangen»

Das Landesarbeitsgericht hat jedoch bei seiner recht­
lichen Würdigung den unbestimmten Rechtsbegriff.der dringen­
den betrieblichen Erfordernisse im Sinne des § 1 KSchG ver­
kannt = Nach Abs«, 2 des § 1 KSchG ist eine Kündigung u.a« 
dann sozial ungerechtfertigt'und deshalb unwirksam, wenn 
sie nicht durch dringende betriebliche Erfordernisse, die 
einer Weiterbeschäf'tigung des Arbeitnehmers in diesem Be­
trieb entgegenstehen, bedingt ist« Dabei hat der Arbeit­
geber die Tatsachen zu beweisen, die die Kündigung bedingen» 
Sind dagegen dringende betriebliche Erfordernisse für die 
Kündigung gegeben, so ist, vorbehaltlich der Bestimmungen, 
des Abs - 3 des § 1 KSchG, nach der ausdrücklichen Vorschrift 
des § 1 Abs 2 aaO die Kündigung nicht sozial ungerecht­
fertigt und daher wirksam»

Der Begriff der dringenden betrieblichen Erfordernis­
se ist nach der überwiegenden Meinung (vgl» Herschel-Stein- 
mann, KSchG, 3» Aufl«, § 1 Anm» 41 ff»; Hueck, KSchG, 3oAufl», 
§ 1 Anm« 36 ff»; Auffarth-Müller, KSchG, § 1 Anm» 195 ff») 
bereits in der privaten Wirtschaft dahin auszulegen, daß 
einer vernünftigen und sachgerechten Entscheidung des Unter­
nehmers über die Gestaltung des Betriebes und den sich aus
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dieser Entscheidung ergebenden Notwendigkeiten ein be- 
sonderes Gewicht beizulegen ist. Dieser .Auffassung ist 
beizutreten. Eine Nachprüfung der insoweit vom .Arbeit­
geber getroffenen wirtschaftlichen, technischen oder 
organisatorischen Maßnahmen auf ihre Notwendigkeit und 
Zweckmässigkeit können die Gerichte für Arbeitssachen 
im allgemeinen nicht vornehmen. Das schließt zwar nicht 
aus, daß ein dringendes betriebliches Erfordernis dann 
nicht gegeben ist, wenn die unternehmerische Entschei­
dung unsachlich, unvernünftig oder willkürlich ist. Das 
schließt weiter nicht aus, daß bei der Prüfung, ob ein 
dringendes betriebliches Erfordernis vorliegt, die 
schutzwerten Interessen des Arbeitnehmers an der Er­
haltung seines Arbeitsplatzes Berücksichtigung finden, 
insbesondere auch den Belangen des Arbeitgebers (Unter­
nehmers) gegenüber abgewogen werden müssen. Im Vorder­
grund muß aber in Pallen dieser Art die Beachtung der 
Freiheit der Unternehmerentscheidung stehen.

Gelten die vorstehend erwähnten Regeln bereits in 
der privaten Wirtschaft, so ist für die Arbeitnehmer bei 
den alliierten Streitkräften den Entscheidungen der 
Militärbehörden im Rahmen der diesen obliegenden Aufgaben 
ein besonders starkes Gewicht zuzusprechen. Zwar ist der 
Ansicht der Beklagten, weil zu weitgehend, nicht zu folgen, 
daß jeder militärische Befehl zur Kündigung ohne Nach­
prüfung von den Gerichten für Arbeitssachen hingenommen 
werden müsse und daß immer und unter allen Umständen darin 
ein dringendes betriebliches Erfordernis zu sehen sei. 
Diese auch vom.Landesarbeitsgericht Düsseldorf im Urteil 
vom 25« April 1957, 2 Sa 32/57, vertretene Auffassung ist 
schon deshalb abzulehnen, weil sie mit Art. 44 Abs. 3 
des Truppenvertrages nicht vereinbar ist. Danach gelten 
die für die deutschen Bundesbehörden maßgebenden arbeits­
rechtlichen Vorschriften mit Ausnahme der tariflichen 
Bestimmungen für die Beschäftigung bei den Streitkräften, 
soweit nicht Art. 44 des Truppenvertrages etwas anderes 
bestimmt.
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Hinsichtlich des Kündigungsschutzes enthält der 
Truppenvertrags, von der Sonderregelung des Abs, 8 des 
Art, 44, die schon erörtert ist, abgesehen, nichts vom 
deutschen Arbeitsrecht Abweichendes« Y/ürde man gleichwohl 
einem jeden militärischen Befehl eine die deutschen Ge­
richte bindende Wirkung zuschreiben, so würde das prak­
tisch dazu führen, die Anwendung des deutschen Kündi­
gungsschutzrechts überhaupt auszuschliessen, Das aber 
widerspricht Wortlaut und Sinn des Truppenvertrages,
Deshalb hindert das Vorliegen eines militärischen Befehls 
die Gerichte für Arbeitssachen nicht, die dem Befehl zu­
grunde liegenden Erwägungen und Motive nachzuprüfen und 
danach zu entscheiden, ob dringende Betriebserforder­
nisse den Befehl rechtfertigen. Keinesfalls kann der 
Befehl selbst schon als ein solches dringendes Erfor­
dernis angesehen werden.

Zu Unrecht beruft sich die Beklagte weiter darauf, 
daß eie Kündigung schon mit Rücksicht auf D,. Art, 44 
Abs, 7 des Truppenvertrages gerechtfertigt sei. Dort ist 
bestimmt, daß die Streitkräfte die Art und Zahl der 
Arbeitsplätze bestimmen. Damit wird ihnen aber noch nicht 
die Befugnis eingeräumt, bei notwendig werdenden Kündi­
gungen die deutschen Kündigungsschutzbestimmungen außer 
acht zu lassen. Vielmehr enthebt sie die Vorschrift des 
Art, 44 Abs - 7 des Truppenvertrages, wenn die einzelnen 
Arbeitsplätze einmal besetzt sind, nicht der Verpflichtung, 
bei etwa notwendig werdenden Kündigungen der beschäftigten 
Arbeitnehmer sich nach den deutscheu Kündigungsschutzbe- 
stimrnungen zu richten und diese zu beachten.

Die Beklagte hat nun aber bereits in den Tatsachen- 
instanzen vorgetragen, worauf sie in der Revisionsbe­
gründung mit Recht hinweist, daß der militärische Befehl 
im vorliegenden Ralle auf wichtigen sachlichen Erwägungen 
beruhe, da es nach Ansicht der Vorgesetzten militärischen 
Dienststelle aus besonderen militärischen Gründen erfor­
derlich und zweckmässig sei, die bisherige Einheit, näm-
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lieh die I. polizei, die ‘bestimmte Bewachungsauf-
gaben zu erfüllen hatte, durch eine Dienstgruppe oder 
Arbeitsgruppe zu ersetzen, die kaserniert und leichter 
beweglich sei als eine nach den Vorschriften des TV AI 
zu behandelnde Einheit» Es leuchtet ohne weiteres ein, 
daß eine solche kasernierte und bewegliche Einheit schlag­
kräftiger und für die vorgesehenen Aufgaben besser ein- 
satzfähig ist als die bisherige Organisation» Hierbei 
handelt es sich also, worauf die Beklagte mit Recht hin­
weist, um Sicherheitsgründe« Auch das Landesarbeitsgericht 
stellt in diesem Zusammenhang fest, daß die Vorgesetzte 
Dienststelle es aus diesen Gründen für zweckmässiger 
gehalten habe, die Bewachiwngsaufgaben einer solchen 
kasernierten und beweglichen Einheit zu übertragen, wie 
sie eine Dienstgruppe oder Arbeitsgruppe darstellt«

Anhaltspunkte dafür, daß es sich bei der getroffenen 
Gesamtmaßnahme um vorgeschobene Gründe handele, um den 
Kläger und andere Arbeitnehmer von ihren Arbeitsplätzen 
zu entfernen, sind nicht dargetan worden, aber auch 
nicht ersichtlich« Gerade der Umstand, daß die ganze 
Einheit, der der Kläger angehörte, entlassen worden ist, 
spricht für das Nichtvorliegen solcher Gründe persön­
licher oder unsachlicher Art« Auf der anderen Seite 
spricht es für das Vorliegen sachlicher und vernünftiger 
Gründe für die Auflösung der Einheit, der der Kläger 
angehörte, daß auch bei anderen vergleichbaren Bewachungs­
objekten die Ersetzung der I.; . polizei durch Dienst­
gruppen oder Arbeitsgruppen bereits durchgeführt oder 
daß sie, soweit noch nicht geschehen, zumindest vorge­
sehen ist,
3, In diesem Zusammenhang ist es von nicht nur unterge­
ordneter Bedeutung, daß die Kündigung, die dem Kläger 
gegenüber ausgesprochen worden ist, sich rechtlich als 
Änderungskündigung darstellt« Das hat das Landesarbeits- 
gericht ebenfalls verkannt« Wenn auch nach dem mit der 
Kündigung verbundenen Angebot der Streitkräfte der Kläger
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fernerhin in einer anderen Einheit tätig sein sollte, die 
nicht den Vorschriften des TV AI unterlag, so hindert das 
doch nicht, daß der Arbeitgeber der I. ' polizei einer­
seits, der sie ersetzenden neuen Einheit andererseits der­
selbe geblieben ist, nämlich die Behörden der amerikani­
schen Streitkräfte „ Das ist für die hier notwendige Abwä­
gung der Interessen der Streitkräfte mit denen des Klägers 
von maßgeblicher Bedeutung.. Denn die Präge der Zumutbar­
keit, auf die es hier entscheidend ankommt, muss im Rahmen 
einer ^nderungskündigung nach anderen Gesichtspunkten 
oder wenigstens auch nach anderen Gesichtspunkten geprüft 
werden als bei einer Kündigung, die auf die endgültige 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses gerichtet ist. Ist 
die mit der Änderungskündigung vorgeschlagene Änderung 
der Arbeitsbedingungen sachlich gerechtfertigt und dem 
Arbeitnehmer zumutbar,' so entfällt eine Unwirksamkeit der 
Kündigung im Sinne des § 1 KSchG.

Die Beklagte hat unter Einhaltung der deutschen ge­
setzlichen Kündigungsfrist dem Kläger und seinen Arbeits­
kollegen angeboten, das Arbeitsverhältnis in der Dienst­
gruppe oder Arbeitsgruppe fortzusetzen. Angesichts der 
für die Äncerungskündigung vorliegenden sachlichen und 
vernünftigen Gründe war dem Kläger die Annahme dieser 
neuen Arbeitsbedingungen nicht unzumutbar. Selbst wenn 
für den Kläger, was das Landesarbeitsgericht nicht mit 
völliger Klarheit festgestellt hat, mit der Änderung des 
Arbeitsverhältnisses die eine oder andere Belastung ver­
bunden war, so war das nicht allein ausschlaggebend. 
Vielmehr brachte die neue Lage dem Kläger auch gewisse 
Vorteile. Diese liegen in der ihm angebotenen Verpfle­
gung, in der Stellung der Dienstkleidung, vielleicht auch 
je nach Pamilie'nstand des Klägers und seiner Arbeits­
kollegen in der Zurverfügungstellung der Unterkunft.

Der Kläger hat diese mit der Kündigung verbundenen 
Vorschläge nicht angenommen. Er hat damit einen Weg ge-
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wählt, der ihm freistand, Angesichts der für die Kündi­
gung vorliegenden dringenden betrieblichen Erfordernisse 
muss der Kläger es dann aber auch in Kauf : nehmen, daß die 
Kündigung wirksam geworden ist» Jedenfalls waren die dem 
Kläger mit der Änderungskündigung zugemuteten Erschwer­
nisse nicht solcher Art, daß sie gegenüber den Gründen 
und Erwägungen, die zur Änderungskündigung geführt haben, 
den Vorzug verdienen. Die Kündigung kann deshalb nicht 
als sozial ungerechtfertigt angesehen werden, da sie 
betriebsbedingt war,
4, Auf § 1 Abs, 3 KSchG hat sich der Kläger nicht 
berufen« Er konnte das auch mit Erfolg nicht tun, da für 
eine Auswahl nach Abs« 3 aaO kein Raum war; denn mit dem 
Kläger sind alle anderen Angehörigen der I polizei
entlassen worden, soweit sie sich nicht auf die Ände­
rungskündigung eingelassen haben und zur Dienstgruppe 
übergetreten sind, die die frühere Einheit in der Er­
füllung der Bewachungsaufgaben ablöste , Die Kündigung 
ist deshalb auch nicht aus dem Grunde sozial ungerecht­
fertigt, weil sich die Streitkräfte bei der Entlassung 
nicht an die Grundsätze der Auswahl nach sozialen Ge­
sichtspunkten gehalten hätten«
5„ Die von ihm in der Klageschrift vertretene Auf­
fassung, die Kündigung sei aus formellen Gründen unwirk­
sam, hat der Kläger nicht aufrecht erhalten. Vielmehr 
stellt das Landesarbeitsgericht für die Revisionsinstanz 
bindend fest, daß der Kläger die Formalien der Kündigung 
nicht mehr bemängeln wolle, Angesichts der für die Kün­
digung herrschenden Formfreiheit ist zudem die ursprüng­
lich vom Kläger vertretene Auffassung abzulehnen, die 
Kündigung sei deshalb rechtsunwirksam, weil sie keine 
eigenhändige Unterschrift des Einheitsleiters trage. Eben' 
so unerheblich ist es, ob die Kündigung von derjenigen 
Stelle ausgesprochen worden ist, die dazu nach den ar­
beitsvertraglichen Beziehungen berechtigt war; denn der 
Kläger hat die Kündigung nicht wegen Fehlens einer Voll­
macht unverzüglich zurückgewiesen (§ 174 BGB),
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Daß die Kündigung nicht deshalb unwirksam ist, weil es 
sich um Massenentlassungen handelte und die behördlichen 
Zustimmungen dazu nicht eingeholt sind, hat bereits das Ar­
beitsgericht zu Recht angenommen» Insoweit stehen die Be­
hörden der Streitkräfte Betrieben gleich, die von einer 
öffentlichen Verwaltung geführt werden, jedoch nicht wirt­
schaftliche Zwecke verfolgen» Nach § 21 Abs» 2 KSchG fin­
den aber bei Kündigungen in solchen Betrieben die Vor­
schriften über die Massenentlassungen keine Anwendung»

Der Kläger kann sich auch nicht darauf berufen, daß 
die ihm gegenüber ausgesprochene Kündigung aus Gründen 
des Betriebsverfassungsrechts unwirksam sei» Er hat nicht 
vorgetragen, und es hat sich dafür auch nichts ergeben, 
daß bei der Einheit, zu der der Kläger gehörte, eine Be­
triebsvereinbarung abgeschlossen war, die der Personalver­
tretung ein Milbestimmungs- oder Anhörungsrecht bei Kün­
digungen gewährte» Wie der Senat wiederholt entschieden 
hat (AP Nr.. 16, 18, 22 zu Art» 44 Truppenvertrag), ist 
bei Pehlen einer solchen Betriebsveroinbarung deutsches 
Betriebsverfassungsrecht auf die Rechtsverhältnisse der 
Angestellten der alliierten Streitkräfte nicht anzuwenden, 
insbesondere nicht die die Mitwirkung oder Anhörung des 
Betriebsrats oder der Personalvertretung regelnden deut­
schen Vorschriften» Auch dieser Gesichtspunkt kann der 
Kündigung also nicht entgegengehalten werden»
6c Soweit der Kläger die Auffassung vertritt, das 
ihm mit der Anderungskündigung gemachte Angebot, in Zu­
kunft im Rahmen einer Dienst- oder Arbeitsgruppe tätig 
zu werden, sei ungesetzlich und deshalb unbeachtlich, 
kann ihm ebenfalls nicht gefolgt werden» Zwar schrieb 
Art» 45 des Truppenvertrages vor, daß die bestehenden 
Dienstgruppen bis Mai 1957 aufzulösen waren» Das ist 
auch geschehen» Jedoch sind, und zwar, wie der in den 
Akten befindliche Briefwechsel zeigt, in Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung, Arbeitsgruppen gebildet worden,
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die jetzt noch bestehen und gegen deren Bildung Einwen­
dungen aus Art. 45 des Truppenvertrages nicht hergeleitet 
werden können. Das ergibt sich auch daraus, daß die 
Rechtsverhältnisse der Angehörigen dieser Arbeitsgruppen 
durch einen besonderen Tarifvertrag geregelt sind (Tarif­
vertrag vom 31o Juli 1958 für die Arbeitnehmer der 
zivilen Arbeitsgruppen, TVZA).

Diesen Tarifvertrag haben die Bundesrepublik und die 
Gewerkschaften abgeschlossen. Das zeigt, dass beide von 
der Legalität des Bestehens der Arbeitsgruppen ausge­
gangen sind. Deshalb können die hiergegen vom Landesar­
beitsgericht angedeuteten, vom Arbeitsgericht sogar als 
entscheidend angesehenen Bedenken nicht durchgreifen, und 
die Kündigung ist auch unter diesem Gesichtspunkt nicht 
unwirksam. Da sonst kein Grund vorgebracht oder ersicht­
lich ist, der für eine Unwirksamkeit der dem Kläger gegen­
über ausgesprochenen Kündigung sprechen könnte, musste 
die Klage abgewiesen werden, ohne dass es auf die in der 
Revisionsbegründung enthaltenen Drozeßrügen ankaim

gez. Nipperdey Dr. Schröder Wichmann 
Dr. Matthias Hüsing
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